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Zeitung der DKP für Mörfelden-Walldorf

  484 5/2011

Armut macht auch um unsere Stadt
keinen Bogen. Wie sich Kinderarmut
im Land entwickelt, zeigt eine neue
Studie der Bundesagentur für Arbeit.
Die Tendenz zur zweigeteilten Gesell-
schaft geht weiter, der Graben wird
tiefer. Auf der einen Seite die Krisen-
gewinner, die Reichen und Superrei-
chen. Egal ob Kroko-Handtasche,
Rolex-Uhr oder Champagner - das
Geschäft mit Luxus boomt.
Auf der anderen Seite des sozialen
Grabens die Armen. Die Bundesagen-
tur hat rund 4000 Hartz-IV-Haushal-
ten befragt. Fast jedes sechste Kind in
Deutschland, also 1,72 Millionen Kin-
der unter 15 Jahren, lebte im Septem-
ber 2010 in einem Haushalt, der Hartz-
IV-Leistungen bekam.
Nur die Versorgung mit dem Allernö-
tigsten ist wenigstens bei einem Groß-
teil der Kinder in einem Hartz-IV-Haus-
halt noch gesichert. Doch schon zwei
Prozent von ihnen wachsen in einem
Haushalt auf, der sich keine warme
Mahlzeit leisten kann. Sechs Prozent
leben in Wohnungen mit feuchten
Wänden und/oder Fußböden.
Die Befragungsergebnisse zeigen,
dass 80% der Hartz-IV-Kinder in Haus-
halten leben, in denen Sparen un-
möglich ist. Da sind unplanmäßige
Ausgaben für Kleidung, Schulmateri-
alien, Freizeitaktivitäten und ande-
res oft nicht aufzubringen.
Über die Hälfte dieser Kinder lebt in
einem Haushalt, in dem man es sich
nicht leisten kann, wenigstens einmal
im Monat ins Kino, in ein Konzert oder
ins Theater zu gehen. 21% dieser Kin-
der besitzen keinen PC mit Internet-
zugang, der für die Schule wichtig ist.
Lag im September 2010 die Quote der

Hartz-IV-Empfänger in der Gesamt-
bevölkerung bei den Menschen im
Alter bis 65 Jahren bei zehn Prozent,
war der Anteil bei den Kindern unter
15 Jahren schon bei 16 Prozent. Die
Armut von Kindern hat sich mit Hartz
IV verdoppelt.
Hartz IV ist gesetzlich verordnete Ar-
mut. Die tragischen Folgen für die
Kinder: Schlechterer Gesundheitszu-
stand, geringere Bildungserfolge,
mangelndes Selbstbewusstsein, Stig-
matisierung und Ausgrenzung. In der
Bundesrepublik, einem der reichsten
Länder dieser Erde, ist Armut nach
wie vor vererbbar. Die Kinderarmut
wächst parallel zum Reichtum. Der

private Reichtum in der Bundesrepu-
blik ist auf 6,6 Billionen Euro - das sind
6600 Milliarden Euro angewachsen.
430000 Millionärshaushalte gibt es im
Land. Das oberste Zehntel der Bun-
desdeutschen verfügt über 60% des
Vermögens, die „unteren“ 70% ha-
ben lediglich neun Prozent vom Ver-
mögen. Gleichzeitig werden Millionen
Kindern elementare Lebensgrundla-
gen vorenthalten, und die Bildungs-
chancen von Kindern werden nach
wie vor nach der sozialen Herkunft
vergeben, so beispielsweise bei den
Empfehlungen für den Wechsel ans
Gymnasium. Das ist nicht länger hin-
zunehmen.

Ausstieg aus der Atomenergie, Stopp der Nato-Intervention in Libyen, Abzug der Nato-
Truppen aus Afghanistan, Verbot aller Rüstungsexporte: Mit Kundgebungen und
Demonstrationen hat die Ostermarsch-Bewegung sich für diese Forderungen
starkgemacht.Beim Ostermarsch in Biblis war zu wenig Platz für die Demo. „Wegen
Überfüllung“ riegelt die Polizei die Innenstadt von Biblis ab.  Weit über 10000
Menschen  waren gekommen um gegen die Atomkraft zu demonstrieren.

Kinderarmut - ein Armutszeugnis
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Herzlichen Dank allen, die dem
„blickpunkt“ helfen:

Kreissparkasse Groß-Gerau
Konto 9003419, BLZ 50852553

Höhenflug
Grünen-Fraktionschefin Künast war
vorgeprescht. Schon vor einiger Zeit
beantwortete sie die Frage, ob sie
sich in Berlin das Amt als Regierender
Bürgermeister zutraue, ohne über-
flüssige Umwege mit einem „Kanzler
kann ich auch“.
Wenn da der Hochmut nicht vor dem
Fall kommt. Das Beispiel der FDP soll-
te Warnung genug sein. Auch wenn
die überkommenen Volksparteien
erodieren, die Meinungsführerschaft
in einer politischen Frage garantiert
keinen kontinuierlichen Zuspruch.
Erst Fukushima brachte den Grünen
die meisten Stimmen.
Im Höhenflug des grünen Ikarus
steckt trotzdem ein gerüttelt Maß an
Veränderung der Parteienlandschaft.
Es geht nun darum, ob es demnächst
wirklich ein Umdenken auf dem Feld
der Umweltpolitik und ein Zusam-
menwachsen der verschiedenen de-
mokratischen Bewegungen gibt. Ob
der Druck der Straße groß genug
wird, dass Frieden in Afghanistan,
Schluss mit den AKW und Ernst mit
Demokratie und den Interessen der
Mehrheit gemacht wird. Oder ob es
den Konzernen, den großen Medien-
verlegern und ihrer Regierung ge-
lingt, ein „Weiter so“ über die Runden
zu bringen. Auch um den Preis, dass
das Leben für viele unerträglich wird
und immer mehr Menschen durch
das Rost fallen. Und mit der Gefahr
auf mittlere Sicht, dass ganz andere
Kräfte ans Ruder kommen, die die
Demokratie abschaffen und auch
nach außen die Aggression zum Leit-
bild erklären.
Im Kampf dagegen werden viele ge-
braucht, auch Grüne, die Realisten
bleiben, die sich erinnern, dass sie mit
dem Anspruch sozial, ökologisch, ba-
sisdemokratisch und gewaltfrei an-
getreten sind. Das wäre wäre das Ge-
genteil eines Ein-Punkt-Programms
und eine Basis für alle Kräfte, die eine
Wende zu demokratischem und so-
zialem Fortschritt wollen.

Die großen Energiekonzerne rasseln
mit den Säbeln. So einfach wollen sie
nicht verzichten auf ihre Gelddruck-
maschinen, genannt Atomkraftwer-
ke. Nach Fukushima hatte die Bun-
desregierung beschlossen, die sieben
ältesten deutschen Reaktoren drei
Monate lang abzuschalten, um die
Sicherheitsvorkehrungen zu über-
prüfen.
Die Antwort von E.ON, RWE, EnBW
und Vattenfall kam prompt. Sie lie-
ßen mitteilen, dass die Zahlungen in
den Fonds für erneuerbare Energien
gestoppt werden, ganz nach dem
Motto: „Wollen wir doch mal sehen,
wer hier in diesem Land das Sagen
hat.“
Im vergangenen Herbst, als die Bun-
desregierung die Laufzeiten der 17
noch aktiven Kernkraftwerke verlän-
gerte, verpflichteten sich die Energie-
konzerne, freiwillig Zahlungen in den
„Öko-Fonds“ zu leisten. In diesem und
dem kommenden Jahr sollten es
jeweils 300 Millionen Euro sein und
die anschließenden vier Jahre jeweils
rund 200 Millionen Euro. Zusammen
also runde 1,1 Milliarden Euro. Pro
Jahr Laufzeitverlängerung ihrer

Ausstieg darf soziale Spaltung nicht verstärken

Die Stromriesen drohen unverhohlen mit einer Strompreisexplosion, um die Kosten der
Energiewende auf die Privathaushalte abzuwälzen. Dem muss entschieden entgegen-
getreten werden. Wir brauchen einen Schutzschirm für Stromverbraucherinnen und
Stromverbraucher. Energie muss bezahlbar bleiben. Elektrizität und warme Wohnun-
gen dürfen kein Privileg der Besserverdienenden sein. Wer sicher gehen will, dass
Energie bezahlbar bleibt, muss die staatliche Preisaufsicht wieder einführen. Wir
brauchen einen Preisstopp für die ohnehin seit Jahren steigenden Strompreise und
Sozialtarife für einkommensschwache Haushalte.

Atomkraftwerke hätten sich die Ge-
winne der Energiekonzerne ohne die
Brennelementesteuer auf jährlich 6,4
Milliarden Euro belaufen - so rechne-
te Statista, das "führende deutsche
Statistikunternehmen im Internet",
vor. Bei einer Laufzeitverlängerung
von zwölf Jahren sind dies 76,8 Milliar-
den Euro - kein schlechtes Geschäft
also.
Schon im vergangenen Oktober wur-
de angekündigt, dass die Stromprei-
se im Jahr 2011 bis zu 10% ansteigen
werden.
Die Einstellung von Zahlungen der
Stromkonzerne ist eine Kampfansa-
ge von RWE, E.ON und Co. an die
Bevölkerung dieses Landes.
Am Ostermontag gab es Großde-
monstrationen für die Stilllegung der
Atommeiler. Die Mobilisierung der
Bevölkerung, ist die richtige Antwort
um der Macht der Energiekonzerne
Grenzen zu setzen. Letztendlich, so
fordert die DKP, müssen die Energie-
konzerne in öffentliches Eigentum
überführt und öffentlich kontrolliert
werden. Sonst werden sie, wie Tepco
in Fukushima, für ihre Profitinteres-
sen über Leichen gehen.

Energiekonzerne in die Schranken  weisen
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Samstagmorgen, 2. April. Der erste Sams-
tag nach der Kommunalwahl.
Eine Woche vorher gab es hier Wahl-
kampftrubel.
Diesmal Ruhe, Sonnenschein und gute
Gespräche.
Die DKP verteilte ihren neuen „blickpunkt“.
Andere Parteien waren nicht zu sehen.

Südumgehung
Fünf Jahre - eine ganze Legislaturpe-
riode lang - hörte man von den Grü-
nen nichts zur Südumgehung.
Klar - man war in einer Koalition mit
der SPD und bekam dafür einen Ers-
ten Stadtrat.
Kurz vor der Wahl wurde das Thema
dann Haupthema bei den Grünen.
Jetzt konnte man lesen: Die neuen
Koalitionsverhandlungen seien bald
abgeschlossen, das Thema Südum-
gehung werde „ausgeklammert“.
Sollte sich diese Pressemeldung be-
warheiten, dann kann man sagen:
Das war es dann wahrscheinlich
wieder.  Nix mehr „grüne Aufwal-
lung“? Ruhe im Karton?  Mal sehen.

Schuldenbremse
„Auf der Jahreshauptversammlung
der Arbeiterwohlfahrt (AWO) kritisier-
te Ingetraud Germann(SPD)  die Schul-
denbremse scharf und warnte vor
Kürzungen der freiwilligen Leistun-
gen der Stadt“, so stand es in der
Presse.  Sehr gut.
Hätten das die Sozialdemokraten nur
vor der Wahl gesagt. Die SPD und die
Grünen kungelten im Landtag näm-
lich mit der CDU und der FDP und
waren dann alle vier für die Aufnah-
me der Schuldenbremse in die Hessi-
sche Verfassung. Sie wollten ein JA
bei der Wahl am 27. März.
Jetzt macht die AWO-Vorsitzende
Wählerbeschimpfung: „Ohne bösar-
tig sein zu wollen, stelle ich mir die
Frage, ob sie wußten was sie taten“
und meinte die zwei Drittel der Wäh-
ler, die für die Schuldenbremse stimm-
ten.  Was soll man dazu sagen?

Abzocke
Einige Krankenkasse ermuntern ihre
Mitglieder durch Fitness und Vorsor-
ge Krankheiten vorzubeugen. Dafür
gibt es sog. Bonushefte, in die der
behandelnde Arzt, der Sportverein
oder Kursleiter die Bestätigung ein-
trägt. Die Bonuspunkte werden jähr-
lich von den Krankenkassen mit Geld
honoriert. So kann man bei der AOK
bis zu 100,- € "verdienen". Unver-
schämt ist aber, dass eine Facharzt-
praxis in Walldorf für den Stempel mit
Datumsangabe 5,- € verlangt. Dabei
wird immer betont, dass der Patient
Kunde ist. Und den Hinweis, jede Un-
terschrift der städt. Verwaltung kos-
tet auch Geld, kann man nicht gelten
lassen.                                                 R. D.

Fragwürdig
Es ist gängige Praxis, dass zu jedem
Furz aus dem Rathaus eine Presseer-
klärung herausgegeben wird. So wer-
den unter dem Logo „Leitfaden zur
unbehinderten Mobilität“ Neuerun-
gen am Bahnhof Mörfelden bewor-
ben. „Mit dem Neubau einer barriere-
freien Unterführung und dem neuen
Leitsystem“ wird der Umbau schön-
geredet.  Das Klopfen auf die eigene
Schulter der Verwaltung ist leider eine
Verarschung der Bürger. Zwar gibt es
die neue Unterführung, doch der
Aufzug zum Bahnsteig ist meist nicht
benutzbar weil defekt; eine Treppe
zum Bahnsteig wurde schlicht ver-
gessen. Die alte Unterführung ist so
umgebaut, dass sie für viele Men-
schen kaum zu benutzen ist. Eine U-
Schiene für Fahrräder zum Bahnsteig
II (auf die Treppe montiert) fehlt noch
immer trotz Zusage.
Thema Gärtnerweg - der Fuß-Rad-
weg  ist mangelhaft ausgeführt. An
Straßeneinmündungen stören  Rad-
ler die Höhenunterschiede. Autofah-
rern würde man solche Unebenhei-
ten nicht zumuten. Unsicherheit ent-
steht durch die weißen Markierungs-
steine. Die Rillen sind zu weit, schmale
Reifen können sich darin verfangen
oder abrutschen. Ist das Fortschritt
und Beispielhaft? Oder doch Un-
kenntnis und Ignoranz.      R. Dötsch

Weiterhin 40 km
Am Donnerstag vor Ostern ist mit
einem kleinen Festakt die Westend-
straße wieder für den Verkehr freige-
geben worden. Die Umbaumaßnah-
men dauerten vom 20. September
2010 bis 21. April 2011, unterbrochen
von 2½  Monaten Winterpause. Weg
sind die Sperrungen und Umleitun-
gen, die Bürgerinnen und Bürger freu-
en sich. Jetzt fließt der Verkehr wieder.
Gleichzeitig wachsen aber auch Lärm,
Abgase und die Gefahren für Fuß-
gänger und Radler.
Die DKP/LL-Fraktion hatte für die viel-
befahrene Straße Tempo 30 km/h
gefordert. Die Mehrheit des Stadt-
parlaments war dafür, doch die Stra-
ßenbehörde (die Westendstraße ist
Bundesstraße) lehnte dies ab. Das ist
unverständlich, denn das Votum der
Stadtverordneten lautet eindeutig:
30 km/h im Stadtgebiet. Außerdem
gibt es Ortschaften - z. B. Dornheim -
wo 30 km/h gilt; und die Straßenbrei-
te dort ist fast doppelt so breit. Die
Stadtverwaltung sollte nicht locker-
lassen, um den Wunsch der Anwoh-
ner zu realisieren.                               rd

K O M M U N A L E S



4

Liebes TLiebes TLiebes TLiebes TLiebes Taaaaagggggebuch,ebuch,ebuch,ebuch,ebuch,
alle reden über Japan und Atomreaktoren, nur an mir geht der ganze
Trubel vorbei.
Mich nervt diese Hysterie einfach nur.
Von Tschernobyl über Ozonloch und BSE bis Vogelgrippe war es immer
das Gleiche.
Das Volk hyperventiliert und die etablierte Politik holt die bunten
Pflästerchen raus und verarztet die Bevölkerung mit Lippenbekenntnis-
sen. Es werden Gesetze verabschiedet, die mehr Löcher aufweisen als
mein alter Fahradschlauch, der nur noch aus Flicken bestand. Alles
bleibt somit beim Alten.
Und das Volk ist beruhigt, bis der nächste Skandal die Bevölkerung in
helle Aufregung versetzt und wir kollektiv in eine regelrechte Laolawelle
der Entrüstung und Panik verfallen.
Das Ausland kennt dieses Phänomen unter dem Namen Tschörmän
Ängst.
Das verpufft leider immer so schnell wie es aufflammt. Das weiß ich – das
weiß die Merkel.
Spätestens wenn die Stromkonzerne uns für unsere Unverschämtheit
mit höheren Preisen bestrafen, finden wir unsere Reaktoren, deren
Lecks auch nur mit Hansa Plast geflickt sind, plötzlich genauso sicher wie
es uns die etablierten Parteien suggerieren.
Deswegen nehmen die ihre Wähler nicht wirklich ernst und jubeln ihnen
während der kollektiven Panikattacke irgendwelche neue Steuern oder
Mautregelungen unter.
Fukushima. Bei uns eine Klamotte mit der Halbwertszeit eines Sommer-
loches. Bald nur noch Thema für mental verstrahlte Sonderlinge mit
Psychiatriedauerabo. Nee? Aber seveso!
Dioxin ist schon seit Wochen nicht mehr in aller Munde, weil wir unsere
neue Hysterie haben. Ei, ei, ei. Fukushima kam so praktisch (für die
Futtermittelindustrie). So kurz vor Ostern schmeckten die Eier wieder.
Panikwellen kommen und gehen wie die Bademode.
Und morgen kräht keine Legehenne mehr danach. Das macht mich
soooo müde!
Ich habe nur einen Wunsch:
Ich wünsche mir eine Bevölkerung mit Langzeitgedächtnis, die der
etablierten Politik die bunten Pflästerchen mal quer über die verlogenen
Goschen bappt. Dann nehmen die uns vielleicht, mit Glück und nur
eventuell mal ernst – oder auch nicht…
Deine Heike                                                                  Autorin: Ines Tanja Fellner

Am 1. August 1945 erschien die erste
Ausgabe der FR. Bei den Herausge-
bern war auch der Kommunist und
Buchenwaldhäftling Emil Carlebach.
Die Traditionszeitung „Frankfurter
Rundschau“ stirbt jetzt offenbar ei-
nen langsamen Tod. Die Hälfte der
Mitarbeiter soll gekündigt werden,
andere nach Berlin umziehen. Bis auf‘s
Regionale kommt die FR in Zukunft
aus Berlin. Die Regionalberichterstat-
tung selbst findet kaum noch statt
und wird auch bei Fremdfirmen pro-
duziert. Vorbei die Zeit, als die FR in
der Fläche präsent war und einen
guten Namen hatte.
Die Redakteurinnen und Redakteure
wehren sich gegen die geplante Um-
strukturierung der „Frankfurter Rund-
schau“.

Tageszeitungen haben es heute
schwer, aber es geht den Verlegern
von Zeitungen und Zeitschriften na-
türlichauch um Profit. Qualitätsjour-
nalismus und Pressevielfalt bleiben
dabei auf der Strecke. Das merken wir
nicht nur bei der „Frankfurter Rund-
schau“.
Auch bei anderen Zeitungen gibt es
diese Auseinandersetzungen.

Beispiele: Die hier ansässige Socie-
täts-Druckerei ist stets dabei, wenn
es um Rationalisierung und Lohnab-
bau geht. Gegen die Aufspaltung der
FSD und eine damit einhergehende
Aushebelung von Tarifverträgen und
Arbeitnehmerrechten machte erst
kürzlich die Dienstleistungsgewerk-
schaft ver.di mobil.

Gründe für Streiks und Widerstand
gibt es genug. Quer durch die Repu-
blik verabschiedeten sich Tageszei-
tungen vom Tarif. Die Nordwest-Zei-
tung in Oldenburg spart sogar beim
Redaktionsnachwuchs, alle Volontä-
re werden über eine Leiharbeitsfirma
beschäftigt.
Bei der Münsterschen Zeitung wur-
den von einem Tag auf den anderen
die komplette Lokal- und Sportredak-
tion rausgeschmissen und durch eine
billigere, jüngere Mannschaft ersetzt.

Die WAZ-Mediengruppe, die als eine
der renditestärksten gilt, strich 300
Redakteursstellen. Rund 1000 Ar-
beitsplätze gingen in den vergange-
nen Jahren verloren.
Gleichzeitig stieg die Arbeitsbelas-
tung für die Beschäftigten bis ins
Unerträgliche: Sie sollen nicht nur
Artikel recherchieren und schreiben,
sondern auch Seiten gestalten, für
das Internet arbeiten und möglichst

Qualitätsjournalismus und Pressevielfalt
werden dem Profit geopfert

auch noch die Fotos zu den Artikeln
selbst liefern. Unter diesen Voraus-
setzungen ist hochwertiger Journa-
lismus kaum noch möglich.
Zusätzlich verwerten mehrere Verla-
ge Artikel oder sogar ganze Zeitungs-
seiten mehrfach und drucken sie nicht
nur in einer Zeitung. Der Axel Sprin-
ger Verlag gehörte mit Welt und Ber-
liner Morgenpost zu den Vorreitern,
längst sind andere auf den Zug auf-
gesprungen. Den Anspruch, für Qua-
litätsjournalismus  zu stehen, haben
die Verleger schon längst aufgege-
ben.
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Würde Gaddafi nur
Datteln exportieren
wäre kein Krieg
Libyen. Der Krieg weitet sich aus. Tau-
sende Menschen sind bereits umge-
kommen. Täglich gibt es erschrecken-
de Berichte von toten und verwunde-
ten Zivilisten.
In den Medien werden die Opfer aus-
schließlich der einen Seite zugeschrie-
ben. In Misrata kommen sie angeb-
lich alle aufs Konto der Gaddafi-Krie-
ger. Als kosteten NATO-Bombarde-
ments und das Feuer der Aufständi-
schen, die als Bewaffnete nicht mehr
Zivilisten sind, keine Menschenleben.
Wollte die „Koalition der Willigen“ das
Elend wirklich beenden, müsste sie
sich energisch um einen Friedensdia-
log bemühen. Stattdessen schicken
die USA Kampfdrohnen. Großbritan-
nien, Frankreich und Italien entsen-
den „Berater“ und Waffennachschub.
Der republikanische Senator John
McCain besucht Bengasi. Der Gegen-
kandidat Obamas und US-Held des
als Vietnamkrieg bezeichneten Völ-
kermordes tat sich in der Vergangen-
heit des öfteren als Befürworter des
„Klotzens“ hervor: Wenn Krieg, dann
richtig. Zeitgleich zu McCains „Trup-
penbetreuung“ in Bengasi befürch-
tete hiesige Bundesnachrichten-
dienst wegen der Entwicklung in Li-
byen eine Stärkung von „Al Qaida“.
BND-Chef Ernst Uhrlau: schon jetzt
zeichne sich ab, daß die Rebellen
„durch die Erlangung von Waffen -

darunter auch sehr modernen - aus
Depots der Armee“ eine Stärkung
erfahren werden.
Mittlerweile bereitet man den Einsatz
von Bodentruppen in Libyen vor, eine
EU-Battle-Group unter Beteiligung
der Bundeswehr steht Gewehr bei
Fuß.  Längst sind Spezialkommandos
der USA, Großbritanniens und ande-
rer westlicher Staaten in Libyen im
Einsatz. Sie markieren Ziele für den

meinschaft Öl, Macht und Profit“ die
eigentlichen Ziele der militärischen
Intervention in Libyen. Würde Gad-
dafi nur Datteln exportieren, wäre
kein Krieg.
Ein Brückenkopf in Nordafrika ist für
die NATO- Staaten von großer geo-
politischen Bedeutung, zur Einfluss-
sicherung auf die arabischen Revolu-
tionen und bei der künftigen Macht-
und Rohstoffverteilung in Afrika und
im Nahen Osten.
Der Krieg in Afrika geht auch uns et-
was an. Wir erkennen erneut, als ers-
tes stirbt die Wahrheit in einem Krieg.
Wir bekommen durch die Zeitungen
und Fernsehsendungen kaum ehrli-
che Informationen. Man will uns un-
informiert halten. Da hat eine lange
Tradition.
Fakt ist: Frankreich, Großbritannien
und die USA benutzen die UNO gerne
als Feigenblatt - notfalls werden die
Kriegsziele aber auch im Alleingang
oder gegen die UNO verfolgt. Dabei
lässt man sich auch nicht von Mah-
nungen aus Brasilien, Russland, Indi-
en, China und Südafrika aufhalten,
die vor einer weiteren Uminterpreta-
tion der UN-Resolution warnen. Be-
mühungen um einen Waffenstill-
stand, etwa von der Afrikanischen
Union oder aus Südamerika, werden
von den Kriegsherren der NATO ohne
Diskussion vom Tisch gewischt. Waf-
fenruhe und Frieden passen den „hu-
manitären NATO-Kriegern“ nicht ins
Konzept.
Nachdem zu Beginn eine „Koalition
der Kriegswilligen“ unter Führung
von Frankreich, Großbritannien und
den USA die Bomben- und Raketen-
angriffe in Libyen übernommen hat-
te, ging das Kommando auf die NATO
über. Der westliche Militärpakt setzt
damit seine im November 2010 in Lis-
sabon beschlossene neue Strategie
um, die weltweite Interventionen zur
zentralen Aufgabe der NATO erklärt
hat.

Die Friedensbewegung forderte

beim Ostermarsch 2011 u.a.:

lllll Verhandlungen für einen Waffen-

stillstand in Libyen
lllll Bundeswehr raus aus Afghanis-

tan
lllll Abrüstung für Arbeitsplätze und

Sozialausgaben

„Atomwaffen verschrotten“, „Atomkraftwerke abschalten“, „Nato-Krieg um Öl und
Gas in Libyen stoppen“ waren die Themen bei der Ostermarsch-Abschlusskundgebung
auf dem Römerberg in Frankfurt.

Noch vor zwei Jahren bewilligte die
Bundesregierung den Verkauf von
Waffen an Gaddafi im Wert von mehr
als 53 Millionen Euro. Genehmigt wur-
de der Verkauf von Störsendern und
Gefechtsfeldradaren. Zuvor hatten
deutsche Unternehmen bereits die Er-
laubnis erhalten, Hubschrauber an das
libysche Regime zu verkaufen. Dem
Land wurde zudem gestattet, Ab-
schussanlagen für Panzerabwehrra-
keten zu kaufen, die teilweise von der
in Bayern niedergelassenen Firma LFK
hergestellt werden.

Einsatz der Bomber und Raketen, re-
krutieren Agenten und bilden die li-
bysche Opposition militärisch aus.
So wird der Krieg angeheizt und das
Leiden wird verlängert. Den „Rebel-
len“ wird das Anlass sein, weiter jeden
Dialog abzulehnen und noch mehr
NATO-Unterstützung zu fordern.
Es wird höchste Zeit für eine ehrliche
und realistisch Betrachtung des Liby-
en-Krieges. Hinter Vokabeln wie „Flug-
verbotszone“ und „humanitäre Hilfe“
verbirgt die westliche „Interessenge-
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Sind die Armen am
Hunger schuld?
Die Lebensmittelpreise steigen welt-
weit in bedrohliche Höhen. Der Wei-
zen beispielsweise ist in den letzten
zwölf Monaten 50 Prozent teurer ge-
worden, Ähnliches gilt auch für ande-
re Grundnahrungsmittel. Der Lebens-
mittelpreisindex stieg insgesamt um
60 Prozent.
Die „Propaganda-Abteilungen des
Kapitals“ werfen Nebelkerzen und
zeigen auf andere.
„Spiegel-Online“ meinte sogar: „Chi-
na-Boom verteuert deutsche Lebens-
mittel“.
Schaut man nun in den in diesen Ta-
gen erschienenen Wochenbericht
des Deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung (DIW Berlin), findet
man als erstaunter Leser den Hin-
weis: „Im Gegensatz zu den Lebens-
mittelpreisen werden Ölpreise den
Ergebnissen zufolge also entschei-
dend von Nachfrageeffekten und
weniger von globalen Liquiditätsas-
pekten beeinflusst.“
Im Klartext: Die Spekulanten treiben
die Lebensmittelpreise noch höher,
als es die Erzeugerkonzerne bereits
vorgeben. Die von den Wirtschaftsli-
beralen vielzitierten „Selbstheilungs-
kräfte des Marktes“ füllen die Taschen
der Reichen und mehren den Hunger
der Armen.
Die kapitalhörigen Medien wollen uns
weismachen: Die Armen sind am Hun-
ger schuld und die Erwerbslosen an
der Arbeitslosigkeit.

Sie sahnen wieder ab
Deutschlands Top-Manager haben die
Krise hinter sich gelassen. Sie haben
heute Bezüge, die größtenteils über
dem Vorkrisenniveau liegen. Nach
einem kurzen Einbruch 2008, hatten
sie im Krisenjahr 2009 bereits wieder
um 7 Prozent zugelegt. Im Boomjahr
2010 schossen nicht nur die Profite
der Dax-30-Konzerne in die Höhe,
sondern es regnete auch wieder hef-
tig millionenschwere Jahresboni vom
Himmel. Nach den 20 Geschäftsbe-
richten, die bislang vorliegen, betru-
gen die durchschnittlichen Zuwachs-
raten der Bezüge der Vorstandschefs
33,6 % - keine schlechte Vorgabe für
die anstehenden Tarifrunden.
Im Durchschnitt kassierte 2010 ein
Dax-Boss fast fünf Millionen Euro (4,92
Mio. Euro) im Jahr; soviel wie 175 deut-
sche Durchschnittsverdiener zusam-
men. Shooting Star war im vergange-
nen Jahr VW-Boss Martin Winterkorn.
Er legte um 41,4 % zu und führte mit
einem Jahresgehalt von 9,33 Millio-
nen Euro das Vorstands-Ranking an.
7,6 Millionen Euro entfallen dabei auf
Jahresbonus und andere Prämien.
Seiner Belegschaft billigte er in der
jüngsten VW-Tarifrunde gerade mal
eine Erhöhung der Monatsentgelte
von 3,2 % zu, bei einer Laufzeit von 16
Monaten. Die anderen Autobosse leg-
ten prozentual sogar noch stärker
zu: Daimler Chef Zetsche + 105 % und
8,69 Millionen Euro (Platz 4) und Nor-
bert Reithofer (BMW) + 66,6 % und 4,3
Millionen Euro. Der Siemens-Chef
gönnte sich 26,1% mehr ( 8,98 Millio-
nen Euro) und kam damit auf Platz 2.
Am meisten wurden von der Krise die
Vorstandsvorsitzenden der Finanz-

branche gebeutelt - aber nur für ein
Jahr. 2008 musste Deutschbankier
Ackermann mit seinem „mageren“
Grundgehalt von 1,3 Millionen Euro
über die Runden kommen. Im Jahr
drauf raffte er bereits wieder knapp
zehn Millionen; 2010 waren es 10,7 %
weniger: 8,84 Millionen Euro Jahres-
gehalt. Das Investmentbanking
brummt wie vor der Krise, und des-
halb schüttet es Boni wie eh und je
aus. Das Hauptgeschäft in diesem Spe-
kulationsbereich sind jetzt Emissio-
nen und Handel mit Staatsanleihen.
Anshu Jain, Vorstandsmitglied der
Deutschen Bank und deren Top-In-
vestmentbanker kassierte gut ein
Drittel mehr als sein Chef: 12 Millio-
nen Euro.
Gleichzeitig steigen die Verbraucher-
preise, wächst der Hunger in der Welt.
Der reichste Mann der Welt, Warren E.
Buffett,  sagte  im November 2006 der

Auf dem richtigen

Dampfer

Herzlichen Dank allen, die dem
„blickpunkt“ helfen:

Kreissparkasse Groß-Gerau
Konto 9003419, BLZ 50852553

Lesenswert!

„Unsere Zeit“

Wochenzeitung der DKP

Probeexemplare:

Neue Impulse Verlag

Hoffnungstraße 18, 45127 Essen

e-Mail:  NeueImpulse@aol.com

„New York Times“: „Es herrscht Klas-
senkrieg, richtig, aber es ist meine
Klasse, die Klasse der Reichen, die
Krieg führt, und wir gewinnen.“
Keine neuen Erkenntnisse - aber es
wird deutlich, was abgeht.
Höchste Zeit, dass die Gegenkräfte
stärker werden. Es wäre gut, wenn
viele, die beim Lesen dieser Zeilen
Zorn kriegen, auch aktiv werden.
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Gegen  den  weiteren  Ausbau  des  Flughafens

Lärm raubt jährlich
eine Million
Lebensjahre
Flugzeuglärm reißt Anwohner aus
dem Schlaf, der Geräuschpegel naher
Straßen führt zu Gereiztheit, Blut-
hochdruck, Tinnitus. Forscher der
Weltgesundheitsorganisation (WHO)
haben jetzt berechnet, wie stark stän-
diger Krach die Gesundheit der Euro-
päer belastet - und kommen auf er-
schreckende Zahlen.

Sobald das erste Flugzeug am nahen
Flughafen startet, ist es für viele An-
wohner mit dem Schlaf vorbei. Auch
der unaufhörliche rollende Verkehr
auf großen Straßen bleibt irgend-
wann als brummender Dauerton im
Ohr hängen. Jeder dritte Europäer
fühlt sich nach Angaben der  WHO
tagsüber durch Lärm gestört. Jeder
fünfte klagt, dass ihm nächtlicher
Krach von Autos, Zügen oder Flug-
zeugen den Schlaf raubt. Dass die
ständige Belastung krank machen
kann, ist bekannt. Es gibt nur einen
Umweltfaktor, der für noch mehr Ge-
sundheitsprobleme verantwortlich
gemacht wird, die Luftverschmut-
zung.

Die WHO hat nun in einem Bericht
beziffert, wie groß die lärmbedingten
Gesundheitsschäden in europäi-
schen Staaten sind. Das Ergebnis: Der
Krach kostet die Europäer jedes Jahr
mehr als eine Million gesunde Lebens-
jahre.
Die Datensammlung ist vor allem für
politische Entscheidungsträger ge-
dacht, damit sie die Lärmfolgen ein-
schätzen und entsprechend gegen-
steuern können.

Fünf negative Auswirkungen haben
die Wissenschaftler untersucht:
Herz-Kreislauf-Erkrankungen sind in
Deutschland die häufigste Todesur-
sache. Laut Statistischem Bundesamt
starben im Jahr 2009 rund 356.000
Menschen an den Folgen einer sol-
chen Krankheit - das entspricht knapp

Neue Flugrouten,
mehr Krach, Klage
abgeschmettert
Die „unabhängige Justiz“ hat eine
Beschwerde des BUND abgeschmet-
tert. Man weiß zwar, die Zahl der Pas-
sagiere wird von 53,5 Millionen im
Jahr 2008 auf über 80 Millionen 2020
steigen. Aber es gibt kein Nachden-
ken bei den Richtern in Leipzig über
die anstehenden Belastungen. Alles
ist rechtens, heißt es. Mit dem Aus-
bau werde „der Luftverkehrsstand-
ort Frankfurt als Drehkreuz des inter-
nationalen Flugverkehrs gesichert
und gestärkt“. Basta.
Man wünscht sich, dass mehr Men-
schen erkennen, was am Flughafen
vorgeht. So, wie viele erst wach wer-
den, wenn ihnen die Atommeiler um
die Ohren fliegen, merken viele erst
jetzt, was mit der Flughafenerweite-
rung auf die Region an Belastungen
zukommt, wenn die neue Landebahn
des Rhein-Main-Airport im Herbst die-
sen Jahres in Betrieb genommen
werden soll: Dem Luftraum über un-
seren Köpfen droht der Kollaps. Auf
eine Million Flugbewegungen hier am
Himmel sollen noch mal eine viertel
Million draufgesattelt werden. Das
„Restrisiko“ der permanenten Ab-
sturzbedrohung steigt um ein Vielfa-
ches.
Dazu kommt die Neuordnung der
Flugrouten und die Festlegung der
Fluglärmkommission auf die soge-
nannte „Südumfliegung“. Wir merken
es hier seit Wochen. Es wird schlim-
mer werden. Klammheimlich wurde
ein neues Anflugverfahrenssystem
erarbeitet, das im Vorgriff auf die In-
betriebnahme der neuen Landebahn
bereits ab dem 10. März 2011 genutzt
wird. Bei den neuen Routen blieben
Lärmschutzbelange unberücksich-
tigt. Es wurde ein System eingeführt,
mit dem große Gebiete der Region
direkt und indirekt erheblich mehr
verlärmt werden. Proteste wären wirk-
lich nötig. Aber solange die Anwoh-
ner die Faust nur in der Tasche ballen,
wird nichts passieren.

42 Prozent aller Todesfälle in Deutsch-
land. Diverse Studien deuten darauf
hin, dass Straßen- und Flughafen-
lärm das Risiko erhöht, Bluthoch-
druck zu entwickeln oder einen Herz-
infarkt zu erleiden.

Studien zeigen, dass Lärm die geisti-
ge Leistung von Kindern senkt - etwa
das Gedächtnis, das Textverständnis
beim Lesen sowie die generelle Auf-
merksamkeit. Dieser Effekt kann auch
dann noch eine Weile anhalten, wenn
es wieder stiller geworden ist. Der
WHO-Bericht beziffert den Schaden
auf 45.000 verlorene gesunde Le-
bensjahre.

Schlafstörungen sind laut dem Be-
richt die häufigste Folge der Lärmbe-
lastung.

Unter Tinnitus leiden in Deutschland
geschätzte drei Millionen Menschen.
Die Ohrgeräusche können Schlafstö-
rungen und Hörprobleme, Angstzu-
stände oder Depressionen auslösen.
Eine Heilung gibt es nicht. Die WHO
geht davon aus, dass durch Dauer-
lärm verursachter Tinnitus jährlich
22.000 gesunde Lebensjahre kostet.
Auch Verstimmung haben die For-
scher als Lärm-Konsequenz unter-
sucht, denn Lärm nervt: Menschen
sind gereizt, ärgern sich, fühlen sich
gestresst, erschöpft, wütend. Der tat-
sächliche Effekt auf den Einzelnen
mag zwar gering sein, aber vor allem
in Städten ist Lärm allgegenwärtig.
Die Wissenschaftler kommen auf
587000 Lebensjahre bei guter Ge-
sundheit, die so jährlich verloren
gehen.

Immer mal an den

„blickpunkt“

denken!
Herzlichen Dank
allen, die dem
„blickpunkt“
helfen:

Kreissparkasse Groß-Gerau
Konto 9003419, BLZ 50852553
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KuBa
Veranstaltungen

im  Kulturbahnhof

Mörfelden

Schbrisch

„Die zwaa

hett de Deiwel

uffem Schubkarrn

net besser

zesammefiehrn kenne.“

klickpunkt    dkp-mw.de     klickpunkt    dkp-mw.de    klickpunkt    dkp-mw.de

Cocktailabend: Amor lässt grüssen –

Erotische Cocktails, 6. Mai, 20 Uhr

Ab Indie Kneipe, DJ-Abend
13. Mai, 20 Uhr

Das Vinyl wird gerettet

Schallplattenabend, 19. Mai, 20 Uhr

16 bit- Konsolenabend,
20. Mai, 20 Uhr

In der Mörfelder Bahnhofstraße /Ecke Ringstraße gab es bis etwa im Jahre 1971 die   Kohlehandlung Kemmler,
später Back. Im Ort hieß es auch „bei de Kemmler Kätt“. Sie musste schon früh „ihren Mann stehen“, denn ihr
Mann Ludwig Kemmler ist früh, bereits 1933, verstorben. Es gab viel Arbeit, denn auch die im Wohnhaus
befindliche Gaststätte „Zum Taunus“ war zu versorgen. Täglich kamen gegen Abend die Rentner vom
Stammtisch zum „Dämmerschoppen“ und an der Ecke, an der später der Flachbau für die Apotheke gebaut wurde, befand
sich die Gartenwirtschaft. Im Geschäft wurden außer Kohlen noch Briketts, Eierbriketts, Koks und Holz angeboten.
Außerdem hobelte die Katharina Kemmler im  Herbst noch Kraut, stampfte es zu Sauerkraut, das sie auch über die Straße
verkaufte. Tatkräftige Unterstützung bekam sie von ihrem Bruder Adolf Dammel, der das Brennmaterial am Bahnhof aus
den Waggons ausgeladen, mit dem Fuhrwerk in die Bahnhofstraße zur Lagerung oder zur Kundschaft gefahren hat. Zudem
hat er noch mit dem Pferd Max vielen Leuten die Äcker gepflügt (gezackert), oder das Getreide zur Dreschmaschine und
das Heu von der Wiese gefahren. Später kam noch Hilfe von der Tochter Erna und ihrem Mann Wilhelm Back, die das
Geschäft weiterführten. Auf dem Foto aus dem Jahre 1928 sehen wir von links: Katharina Kemmler, Tochter Erna und
Ludwig Kemmler.

Vortrag: Das Beispiel Bolivien

mit Simón Ramírez-Voltaire
26. Mai, 20 Uhr

Quiz-Night, 27. Mai, 20 Uhr

Konzert: Fabulous Flying Kerschgass'

Brothers „Unplugged“,
28. Mai, 20 Uhr - Eintritt: 7 € / 5 €

VVK im KuBa und nachmittags in der
Musikschule Kolbe, Gerauer Str. 25.


